Klausur im Verwaltungsrecht für den Lehrgang zur Verwaltungsfachwirtprüfung in Chemnitz

Eine Stadt greift gegen Seeleute hart durch

Kapitän Blaubär hat die Schifffahrt an den Nagel gehängt. Er betreibt seit September 1999 in Chemnitz die Kneipe “Zum gestrandeten Klabautermann”, die sich für Chemnitzer Verhältnisse eines großen Zulaufs erfreut. 

Mit Bescheid vom 12. November 1999 (einfacher Brief an diesem Tag zur Post gegeben) nimmt die Stadt Chemnitz die Gaststättenerlaubnis mit Wirkung zum 

1. Dezember 1999 zurück. Der Kapitän erhält den Bescheid am 13. November 1999.

In den Gründen führt die Stadt Chemnitz folgendes an:

“Kapitän Blaubär habe in der Zeit zwischen Mai 1991 und April 1992 einen Nachtclub in der Stadt Freiberg betrieben. Man habe inzwischen aus dem Bundeszentralregister erfahren, dass Kapitän Blaubär im Jahre 1992 wegen Förderung der Prostitution und unerlaubter Veranstaltung von Glücksspielen in den Räumen des Nachtclubs zu einer Freiheitsstrafe von einem Jahr verurteilt worden sei, deren Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt worden sei. Zwar sei von Rechtsverstößen des Kapitän Blaubär seither nie wieder etwas bekannt geworden. Man könne aber die Kneipe “Zum gestrandeten Klabautermann” ohne weiteres schließen, denn er habe sich ein für allemal als unzuverlässig erwiesen.”

Der Bescheid ist mit einer ordnungsgemäßen Rechtsbehelfsbelehrung versehen.

Der völlig entsetzte Kapitän Blaubär hält den Bescheid unter anderem aus folgenden Gründen für rechtswidrig:

“ Er sei damals zu recht verurteilt worden, habe aber aus seinen Fehlern gelernt und in der ganzen Zeit bis heute keine Verfehlungen mehr begangen (diese Aussage trifft zu). Ihm sei – was zutrifft – vor dem Erlaß des Bescheides überhaupt nie Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden. Außerdem seien die Voraussetzungen für den Entzug der Gaststättenerlaubnis nicht mehr gegeben. Er betreibe jetzt eine Kneipe und keinen Nachtclub mehr.”

Kapitän Blaubär will am 15. Dezember 1999 einen mit Begründung versehenen Widerspruch bei der Stadt Chemnitz einlegen.

Frage 1: Wird der Widerspruch fristgemäß eingelegt werden?

Frage 2: Ist der Widerspruch begründet?

Hinweise:

Auszug aus dem Gaststättengesetz

§ 2 Erlaubnis (1) Wer ein Gaststättengewerbe betreiben will, bedarf der Erlaubnis. (...)

§ 3 Inhalt der Erlaubnis (1) Die Erlaubnis ist für eine bestimmte Betriebsart und für bestimmte Räume zu erteilen. (...)

§ 4 Versagungsgründe (1) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn

1.
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Antragsteller die für den Gewerbebetrieb erforderliche Zuverlässigkeit nicht besitzt, insbesondere dem Trunke ergeben ist oder befürchten läßt, dass er Unerfahrene, Leichtsinnige oder Willensschwache ausbeuten wird oder dem Alkoholmißbrauch, verbotenem Glücksspiel, der Hehlerei oder der Unsittlichkeit Vorschub leisten wird oder die Vorschriften des Gesundheits- oder Lebensmittelrechts, des Arbeits- oder Jugendschutzes nicht einhalten wird,

(...)

§ 15 Rücknahme und Widerruf der Erlaubnis (1) Die Erlaubnis zum Betrieb eines Gaststättengewerbes ist zurückzunehmen, wenn bekannt wird, dass bei ihrer Erteilung Versagungsgründe nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 vorlagen

(2) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, die die Versagung der Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 rechtfertigen würden.

Auszug aus der Zuständigkeitsregelung der GastVO des Freistaates Sachsen:

§ 1 Abs. 1 Grundsätzlich sind die Landratsämter und Kreisfreien Städte als untere Verwaltungsbehörden zuständig für die Ausführung des Gaststättengesetzes.

Bearbeiterhinweis: Prüfen sie gutachtlich, ob der Widerspruch fristgemäß eingelegt wurde und ob dieser begründet ist. Dabei sind neben den genannten Vorschriften alle weiteren für das Gutachten erforderlichen Vorschriften anzugeben.

Viel Erfolg!

Lösungshinweise zu dem Fall:

Frage 1: Hier ist nur nach der Widerspruchsfrist gefragt, mehr wird auch nicht bewertet!!!

Die Widerspruchsfrist ist in § 70 Satz 1 VwGO geregelt und beträgt einen Monat.

Fristen bestimmen sich nach § 57 Abs. 2 VwGO in Verbindung mit § 222 Abs. 1 ZPO und nach §§ 187 ff. BGB.

Wer als Einstieg das VwVfG wählt, liegt genauso richtig.

Fristbeginn ist nach § 187 Abs. 1 BGB grundsätzlich mit Bekanntgabe des Verwaltungsaktes vom 12. November 1999.

Tatsächlich erhalten hat der Kapitän den Bescheid am 13. November 1999. Da aber die Zusendung durch die Post mit einfachem Brief erfolgte, ist die Zugangsfiktion des § 41 Abs. 2 VwVfG vorrangig. Fristbeginn drei Tage nach Aufgabe zur Post, also am 15. November 1999, obschon eine früherer Zeitpunkt vorliegt zu dem der Kapitän den Bescheid in Händen hielt.

Damit ist Fristbeginn der 16. November 1999.

Das Fristende bestimmt sich nach § 188 Abs. 2 BGB und damit am 15. Dezember 1999.

Folglich hat der Kapitän fristgemäß Widerspruch eingelegt.

Frage 2: Hier ist nach der Begründetheit des Widerspruches gefragt:

Der Widerspruch ist begründet, wenn der Bescheid vom 12. November 1999 rechtswidrig ist und den Widerspruchsführer dadurch in seinen Rechten verletzt, §§ 113 Abs. 1 Satz 1 analog, § 68 VwGO.

I.
Ermächtigungsgrundlage

Fraglich ist zunächst, welche Ermächtigungsgrundlage für den Erlaß des Bescheides der Stadt in Betracht kommt. § 15 GastG enthält in den Absätzen 1 und 2 verschiedene Eingriffsermächtigungen:

Absatz1 :

Ermächtigung zu rechtlich gebundenem Handeln (“ist zu”);

-
berechtigt und verpflichtet zur Rücknahme = Beseitigung einer rechtswidrigen Gaststättenerlaubnis durch Verwaltungsakt. Rechtswidrig ist die Erlaubnis, weil die Versagungsgründe von Anfang an vorlagen, sie nach § 4 Abs. 1 GastG gar nicht hätte erteilt werden dürfen.

Absatz 2:

Ermächtigung zu rechtlich gebundenem Handeln (“ist zu”);

-
berechtigt und verpflichtet zu Widerruf = Beseitigung einer rechtmäßigen Gaststättenerlaubnis durch Verwaltungsakt. Nachträgliche Tatsachen eintreten, ... rechtfertigen würden.

In Betracht kommt hier § 15 Abs. 1 GastG. Voraussetzung ist, dass behauptete Versagungsgründe bei Erlaß der Gaststättenerlaubnis bereits vorlagen.

II.
Formelle Rechtmäßigkeit

1.
Zuständigkeit

Nach § 1 Abs. 1 GastVO ist die kreisfreie Stadt Chemnitz sachlich zuständig für die Ausführung des Gaststättengesetzes.

Die örtliche Zuständigkeit ist in der GastVO nicht geregelt, so dass auf die allgemeinen Vorschriften zurückgegriffen werden muß. Damit richtet sich die örtliche Zuständigkeit nach § 3 Abs. 1 Nummer 1 VwVfG in Verbindung mit § 1 SächsVwVfG.

Damit war die Stadt für die Rücknahme der Gaststättenerlaubnis zuständig.

2.
Verfahren

Der Kapitän ist vor Erlaß des Bescheides nicht angehört worden.

Nach § 28 Abs. 1 VwVfG ist eine Anhörung erforderlich, weil es sich bei dem Bescheid um einen Verwaltungsakt nach § 35 Satz 1 VwVfG handelt, der in die Rechte des Beteiligten Kapitäns nach § 13 Abs. 1 Nummer 2 VwVfG eingreift, indem ihm seine Erlaubnis entzogen wird.

Eine Entbehrlichkeit nach den Absätzen 2 und 3 von § 28 VwVfG liegt nicht vor.

Damit wäre der Bescheid wegen fehlender Anhörung formell rechtswidrig.

Fraglich ist aber, ob dieser Verfahrensfehler heilbar ist.

Eine Heilung kommt nach § 45 Abs. 1 Nummer 3 VwVfG in Betracht. Voraussetzung ist  eine Nachholung der Anhörung.

Der Kapitän hat einen mit Gründen versehenen Widerspruch bei der Stadt eingelegt, setzt sich die Widerspruchsbehörde im Widerspruchsbescheid erkennbar mit den Gründen auseinander, so ist die fehlende Anhörung geheilt.

3.
Form

Der Bescheid wurde schriftlich erlassen

4.
Begründung

Der Bescheid enthielt auch eine Begründung nach § 39 Abs. 1 Satz 1 VwVfG.

III.
Materielle Rechtmäßigkeit

Schließlich muß der Bescheid vom 12. November 1999 auch materiell rechtmäßig sein.

Damit sind die Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage, also von § 15 Abs. 1 GastG zu prüfen.

Zunächst müssen Versagungsgründe gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1 GastG vorliegen, das ist die sog. Unzuverlässigkeit.

Unzuverlässigkeit liegt vor, wenn aufgrund von Tatsachen anzunehmen ist, dass der Gewerbetreibende nach seinen persönlichen Verhältnissen nicht in der Lage ist, den Gewerbebetrieb künftig ordnungsgemäß zu führen.

Der Kapitän könnte in diesem Sinne als unzuverlässig anzusehen sein, weil er sich in der Vergangenheit strafbar gemacht hat. Damit könnte er Regelbeispiele erfüllt haben, deren Vorliegen nach § 4 Abs. 1 Nummer 1 GastG die Unzuverlässigkeit begründet.

Zunächst liegt ein verbotenes Glücksspiel vor. Das Glücksspiel war nach dem Sachverhalt nicht nach § 33 d GewO erlaubt. Die Bestrafung zeigt auch, dass es kein geringfügiger Fall war, sonst wäre er zu einer Geldstrafe verurteilt worden.

Weiterhin hat er die Prostitution gefördert. Das bedeutet, dass er damit der Unsittlichkeit Vorschub geleistet hat. Auch hier liegt kein geringfügiger Fall vor.

Die Unzuverlässigkeit muß bei der Erlaubniserteilung und zwar mit Blick auf die Zukunft bestehen.

Es muß also in der Gegenwart über eine zu einem in der Vergangenheit liegenden Zeitpunkt mögliche Prognoseentscheidung entschieden werden.

Die Ereignisse liegen sechs Jahre zurück. Auch ist in der gesamten Zeit keine weitere Verfehlung hinzugekommen. Es liegt damit keine Unzuverlässigkeit zum Zeitpunkt der Erteilung der Erlaubnis im September 1999 vor. Damit läßt sich die Prognose erstellen, dass sich das verbotene Glücksspiel und die Förderung der Prostitution nicht wiederholen würden und auch kein Anlaß zur Besorgnis anderer Unzuverlässigkeitsgründe bestand.

Ergebnis: Der Kapitän war zum Zeitpunkt der Erlaubniserteilung nicht unzuverlässig im Sinne von § 4 Abs. 1 Nummer 1 GastG und die Erlaubnis damit rechtmäßig.

Folglich ist der Bescheid vom 12. November 1999 rechtswidrig und der Widerspruch ist begründet.

